
 

 

Rechtlicher Hintergrund der Justice Fleet: 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit in Libyen und im zentralen Mittelmeer 

In Libyen und auf See werden Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen. Die 
Position der Justice Fleet bekräftigt ein grundlegendes Prinzip: Menschenleben stehen 

über rechtswidrigen Befehlen. 
 
Kontext: Gewalt auf See und Libyens Gefängnisindustrie 

Im Verlauf des vergangenen Jahrzehnts hat sich das zentrale Mittelmeer zu einem Schauplatz 
organisierter Gewalt entwickelt: Gegen Migrant*innen und jene, die ihnen solidarisch zur Seite 
stehen. Libysche Seefahrtsbehörden und mit ihnen verbundene Milizen – darunter die 
sogenannte libyschenKüstenwache, das Joint Rescue Coordination Centre (JRCC) Tripoli sowie 
ostlibysche Akteure wie die Tariq Ben Zeyad Brigade – gefährden auf See regelmäßig und 
vorsätzlich Menschen mit Waffengewalt und scharfer Munition (vgl. den Sea-Watch Bericht von 
Oktober 2025). Diese Vorfälle sind keine Ausnahmen, sondern bilden die maritime Frontlinie 
eines Systems von Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Abgefangene Personen werden gewaltsam nach Libyen zurückgebracht, wo Haftanstalten, 
betrieben von Milizen, staatlichen und privaten Kräften, eine lukrative Ausbeutungs- und 
Misshandlungs-Industrie bilden. Folter, sexuelle Gewalt, Zwangsarbeit und Versklavung sind 
dort an der Tagesordnung. Im Jahr 2023 stellte die UN-Fact-Finding-Mission zu Libyen fest, dass 
Abfangaktionen auf See und erzwungene Rückführungen Freiheitsentzug bzw. schwerwiegende 
Freiheitsberaubung darstellen und damit als Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu 
qualifizieren sind – begangen im Rahmen eines weit verbreiteten und systematischen Angriffs 
auf Migrant*innen und Geflüchtete, die versuchen, Libyen zu verlassen.  
Diese Feststellung stützt die rechtliche Analyse des ECCHR, aus einer bereits 2022 beim 
Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) eingereichten Strafanzeige: Europäische und libysche 
Verantwortliche haben demnach einen gemeinsamen Plan für Abfangaktionen umgesetzt – in 
voller Kenntnis, dass diese voraussehbar zu Folter, Versklavung und weiteren Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit führen. 
 
1) Wie sind Handlungen libyscher Kräfte auf See mit Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit verbunden? 

Nach Artikel 7 des Römischen Statuts umfassen Verbrechen gegen die Menschlichkeit Taten wie 
Freiheitsentzug, Versklavung, Folter, Vergewaltigung oder andere Formen sexueller Gewalt sowie 
Verfolgung.  Vorausgesetzt, sie werden im Rahmen eines umfassenden oder systematischen 
Angriffs gegen die Zivilbevölkerung begangen, in Ausführung einer staatlich oder anderweitig 
organisierten Politik.Die Gewalt libyscher Kräfte sowohl an Land als auch auf See erfüllt diese 
Kriterien. Die Angriffe sind weit verbreitet – sie richten sich gegen Tausende, die als Migrantinnen 
oder Geflüchtete wahrgenommen werden – und systematisch, da sie klaren Mustern folgen, die 
von staatlichen wie nichtstaatlichen Akteuren umgesetzt werden.  

Die maritime Gewalt ist dabei integraler Bestandteil: Sie bildet den 
Durchsetzungsmechanismus eines Kreislaufs der Misshandlungen, in dem Abfangaktionen auf 
See und Zwangsrückführungen Freiheitsentzug im Sinne eines Verbrechens gegen die 
Menschlichkeit darstellen. Durch Finanzierung, Ausbildung, Ausrüstung und operative 
Koordination ermöglichen und fördern die EU und ihre Mitgliedstaaten ein System, das 
voraussehbar zu Verbrechen gegen die Menschlichkeit führt. 

 



 

 

 
 
 
2) Wer trägt die Verantwortung? Die Theorie des gemeinsamen Tatplans 

Die rechtliche Analyse des ECCHR konzentriert sich auf die Mittäterschaft. Nach Artikel 25 
Absatz 3(a) des Römischen Statuts entsteht strafrechtliche Verantwortlichkeit, wenn mehrere 
Akteure einen gemeinsamen Tatplan teilen, zu dessen Umsetzung jeder einen wesentlichen 
Beitrag leistet – in Kenntnis der Tatsache, dass Verbrechen eine voraussehbare Folge sind. 
Libysche Kräfte, einschließlich der Seefahrtsbehörden, setzen gemeinsam mit Verantwortlichen 
in EU-Institutionen (wie der Europäischen Kommission, FRONTEX, dem Europäischen 
Auswärtigen Dienst und der EU-Marinemission EUNAVFOR MED) sowie mit EU-Mitgliedstaaten 
(insbesondere Italien und Malta) einen solchen gemeinsamen Plan um, der darauf abzielt, 
Überfahrten von Migrant*innen zu verhindern. Europäische Beiträge hierzu umfassen: 

• Materielle Unterstützung: Bereitstellung von Schiffen, Ausrüstung und Ausbildung, die 
libysche Kräfte befähigen, Menschen auf See anzugreifen und abzufangen. 

• Operative Koordination: Weitergabe von Anweisungen und Informationen durch Italien, 
Malta und Frontex, die Such- und Beratungsaufträge gezielt an libysche Einheiten vergeben – 
obwohl Libyen kein sicherer Ort ist. 

• Politische Architektur: Einrichtung der libyschen SAR-Zone, Abkommen wie das italienisch-
libysche Memorandum of Understanding (MoU) sowie nationale Gesetze wie das 
italienische Piantedosi-Dekret, die NGOs verpflichten, rechtswidrige Anweisungen zu 
befolgen. 

Europäische Akteure beabsichtigen möglicherweise nicht jede einzelne Gewalttat, doch diese 
sind voraussehbare und in Kauf genommene Folgen ihrer gemeinsamen Politik. 
 
3) Welche Rechte und Pflichten haben zivile Seenotretter*innen? 

Nach internationalem Seerecht sind Kapitän*innen verpflichtet, Personen in Seenot zu retten 
und ihre Ausschiffung an einem sicheren Ort zu gewährleisten. Libyen kann nicht als ein sicherer 
Ort gelten, da dort ein vorhersehbares Risiko rechtswidriger Inhaftierung, Folter, Versklavung 
und unmenschlicher Behandlung besteht. Wenn italienische Behörden NGO-Schiffe anweisen, 
mit libyschen Seefahrtsbehörden zu kooperieren, verlangen sie faktisch  Mitwirkung an einem 
System von Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Solche Anweisungen zu befolgen, beeinhaltet 
ein vorhersehbares Risiko der Beihilfe; eine Verweigerung ist daher kein Akt des Ungehorsams, 
sondern eine rechtliche Notwendigkeit.  
Jüngste italienische Gerichtsentscheidungen bestätigen dies: Das Zivilgericht Crotone erklärte 
im März 2024 die Festsetzung der Humanity 1 für rechtswidrig und stellte klar, dass libysche 
Kräfte keine legitimen Rettungskräfte sind. Das italienische Verfassungsgericht bekräftigte im 
Juli 2025, dass Kapitän*innen nur rechtmäßige, mit internationalen Rettungspflichten vereinbare 
Anweisungen befolgen dürfen – und dass die Missachtung rechtswidriger Befehle nicht strafbar 
ist.  

 „Leben zu retten ist kein Verbrechen. Verschleppungen in Folterhaft zu finanzieren und zu 
koordinieren, ist eines. Wenn Befehle Rettungskräfte zu potenziellen Mittätern bei 

Verbrechen gegen die Menschlichkeit machen, ist Verweigerung die einzig rechtmäßige 
Antwort.“ Allison West, Senior Legal Advisor  ECCHR 

Weitere völkerrechtliche Analysen hier: 
 


